
schriftlichen Verfahren, erlassen werden, dann soll 
vielmehr in der öffentlichen Verhandlung, in der das 
Gericht kein trockenes Papier, sondern die lebendigen 
Menschen vor sich hat, darüber entschieden werden, 
ob der Verdacht berechtigt ist oder nicht. Hierin liegt 
ein wichtiges Prinzip unseres Strafprozesses, das der 
schleunigen Ermittlung der materiellen Wahrheit dient 
und an dessen Durchführung der Angeklagte ebenso 
interessiert ist wie alle übrigen Prozeßbeteiligten.

Diese materiellen Erwägungen aber, die zur Unzu­
lässigkeit einer Beschwerde gegen den Eröffnungs­
beschluß führen, sind für das Wiederaufnahmeverfah­
ren genau so maßgebend wie für jedes andere Ver­
fahren. Insbesondere ist die Erwägung des Senats, daß 
im Wiederaufnahmeverfahren eine größere Garantie 
dafür gegeben werden müsse, daß der Eröffnungs­
beschluß der materiellen Wahrheit entspricht, eben 
weil bereits ein rechtskräftiges Urteil vorliege, deshalb 
hinfällig, weil eine bessere Garantie, als sie die münd­
liche Hauptverhandlung bietet, hierfür gar nicht ge­
geben werden kann. Wollte man annehmen, daß das 
Vorliegen der Voraussetzungen für die Wiederauf­
nahme im Beschwerdeverfahren besser festgestellt 
werden könne als in der Hauptverhandlung, so würde 
das bedeuten, daß die Hauptverhandlung überhaupt 
überflüssig ist und der gesamte Strafprozeß auf schrift­
lichem Wege durchgeführt werden könnte — ein 
offensichtlich widersinniges Ergebnis.

Demnach führt nicht nur die formale Gesetzesaus­
legung, sondern auch die Untersuchung des Sinnes 
und Zweckes der gesetzlichen Bestimmungen zu dem 
Ergebnis, daß dem Angeklagten gegen die Eröffnung 
des Wiederaufnahmeverfahrens eine Beschwerde nicht 
zusteht; vielmehr ist nach § 322 in Verbindung mit 
§ 178 Abs. 2 lediglich gegen den die Eröffnung der 
Wiederaufnahme ablehnenden Beschluß die Beschwerde 
des Staatsanwalts möglich.

Prof. Dr. N a t h a n

Zivilrecht
§ 4 MSchG.
Für eine Mietaufhebungsklage wegen dringenden 

Eigenbedarfs liegt ein Rechtsschutzinteresse nicht vor, 
wenn feststeht, daß das Wohnungsamt die streitige 
Wohnung dem Kläger nicht zuweisen wird.

BG Halle, Beschl. vom 15. Februar 1953 — 4 S 18/53.
Aus den G r ü n d e n :

Die Klägerin hat gegen den Beklagten Klage auf 
Aufhebung eines Mietverhältnisses wegen dringenden 
Eigenbedarfs erhoben (§ 4 MSchG). Da die Verteilung 
des vorhandenen Wohnraums auf Grund des Wohnungs­
gesetzes Aufgabe der Wohnungsbehörden ist, können 
die Gerichte derartige Prozesse nur entscheiden, wenn 
der klagende Vermieter eine Bescheinigung des Woh­
nungsamtes darüber beibringt, daß ihm im Falle des 
Obsiegens die streitige Wohnung auch zugewiesen wird. 
Eine solche Bescheinigung hat die Klägerin nicht vor­
legen können. Eine Rückfrage des Kreisgerichts beim 
Wohnungsamt hat ergeben, daß die Klägerin den Zuzug 
nach D. nicht erhalten kann. Das Kreisgericht hat 
daraufhin die Klage durch Sachurteil abgewiesen. Das 
war insoweit nicht richtig. Die Klage hätte vielmehr 
wegen Fehlens einer Prozeßvoraussetzung durch Pro­
zeßurteil abgewdesen werden müssen. Da die Klägerin 
das von ihr erstrebte Ziel mit der Berufung bei der 
geschilderten Sachlage offensichtlich nicht erreichen 
kann, war auf Grund des § 41 AnglVO in Verbindung 
mit § 97 ZPO, wie geschehen, zu entscheiden.
A n m e r k u n g :

Beide Instanzen haben richtig erkannt, daß der die 
Aufhebung eines Mietverhältnisses wegen dringenden 
Eigenbedarfs verlangende Kläger nicht durchdringen 
kann, wenn er nicht nachweist, daß ihm die begehrte 
Wohnung im Falle seines Obsiegens auch durch das 
— in seiner Entscheidung über die Zuweisung von dem 
Aufhebungsurteil bekanntlich unabhängige — Woh­

nungsamt tatsächlich zugewiesen werden wird, noch 
weniger also, wenn es schon feststeht, daß dies nicht 
der Fall sein wird. Dagegen ist sich das BG Halle 
über die rechtliche Begründung hierfür nicht im klaren.

Die hier streitig gewordene Rechtslage ist ausführ­
lich in der RV 52/51 des Ministeriums der Justiz be­
handelt worden. Es ist dort ausgeführt worden, daß 
ohne die zu erwartende Zuweisung des Wohnungsamts 
in solchen Fällen das Rechtsschutzbedürfnis fehle, wie 
immer dann, wenn es feststeht, daß ein Kläger ent­
weder zur Erreichung seines Zieles des begehrten Titels 
nicht bedarf oder sein Ziel auch mit dem begehrten 
Titel nicht erreichen kann. Das folgt daraus, daß der 
staatlichen Rechtsprechung keine Tätigkeit zugemutet 
werden darf, die unnötig oder sinnlos ist..

Aus welchen Gründen das BG Halle die Klage eigent­
lich für „unzulässig“ hält, wird nicht klar. Es sagt 
nichts von mangelndem Rechtsschutzinteresse, sondern 
hält die Zuweisungsbereitschaft des Wohnungsamts für 
eine Prozeßvoraussetzung. Wie es dazu kommt, wird 
nicht ersichtlich, insbesondere nicht, ob es die Notwen­
digkeit des Bestehens eines Rechtsschutzinteresses für 
eine Prozeßvoraussetzung hält. Tatsächlich ist die be­
treffende Bescheinigung des Wohnungsamts keine Pro­
zeßvoraussetzung im Sinne der ZPO; Prozeßvoraus­
setzungen — übrigens ein schillernder und keineswegs 
eindeutig bestimmter Begriff — können nicht durch 
die Rechtprechung geschaffen werden, sondern sind 
gesetzlich festgelegt. Formal besteht kein Hindernis 
für die Gerichte, auf eine Klage aus § 4 MSchG ohne 
Rücksicht auf etwa entgegengesetzte Verfügungen des 
Wohnungsamtes zu entscheiden, wie dies tatsächlich 
ja auch seit Jahrzehnten geschehen ist. Um wider- 
streitende Entscheidungen der Gerichte und der Ver­
waltung zu vermeiden, kann vielmehr nur der in der 
RV 52l51 empfohlene Weg eingeschlagen, nämlich das 
Fehlen eines Rechtsschutzinteresses für den Fall der 
fehlenden Zustimmung des Wohnungsamtes festgestellt 
iverden.

Daß ein Rechtsschutzinteresse für jede Klage ge­
geben sein muß, ist aber keine Prozeßvoraussetzung, 
sondern betrifft den materiellen Anspruch: der An­
spruch selbst ist nicht begründet, wenn der Kläger 
niemals in der Lage sein wird, ihn zu verwirklichen. 
Dies ergibt deutlich der Vergleich mit § 256 ZPO, d. h. 
dem Fall, in dem das Gesetz die Notwendigkeit eines 
Rechtsschutzinteresses ausdrücklich als klagebegrün­
dende Tatsache bezeichnet. Fehlt bei einer Klage nach 
§ 256 das; rechtliche Interesse an der alsbaldigen Fest­
stellung, so wird bekanntlich die Klage auch nicht 
wegen Fehlens einer Prozeßvoraussetzung, sondern 
deshalb abgewiesen, weil der Feststellungsanspruch 
selbst nicht begründet ist.

Die Klage ist also vom KrG durchaus mit Recht 
durch Sachurteil als unbegründet abgewiesen worden. 
Dabei können auch keine Bedenken in der Richtung 
bestehen, daß durch die Rechtskraft des Sachurteils 
dem Kläger auch im Falle einer etwaigen späteren Zu­
stimmung des Wohnungsamts die nochmalige Erhebung 
der Klage unmöglich gemacht werde; das Urteil be­
zieht sich auf den Zeitpunkt der Entscheidung, und 
wenn sich etwa später durch eine neue Tatsache ergibt, 
daß nunmehr das Rechtsschutzinteresse vorliegt, so 
kann die Klage selbstverständlich erneut erhoben 
werden. prof £>r. N a t h a n
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